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Kleiner mietrechtlicher Paukenschlag

Bislang haben die unterschiedlichen Ansichten 
von SPÖ und ÖVP in Sachen Mietrecht zu kei-
ner gemeinsamen Regierungsvorlage geführt. 
Worin aber genau die Meinungsverschieden-
heiten lagen, konnte man nur grob erahnen. 
Umso interessanter ist es, nun nicht nur eine 
Punktuation von Wunschvorstellungen zu le-
sen, sondern einen fertigen Gesetzestext - also 
ganz konkret ausformulierte mietrechtliche 
Vorstellungen. Darüber hinaus sind auch erläu-
ternde weiterführende Erklärungen ausgearbei-
tet worden, um die jeweilige Absicht hinter dem 
Gesetzesentwurf deutlicher darzulegen.
Wir haben beschlossen, diese Form der Trans-
parenz zu fördern und den Text einer breiteren 
wohnrechtlich interessierten Öffentlichkeit zur 
Verfügung zu stellen, sodass der Entwurf breit 
diskutiert und bewertet werden kann. Die er-
läuternden Bemerkungen werden wir auf die 
Webseite der Mietervereinigung stellen. Natür-
lich sind in einer Art Reflex sämtliche Immo-
bilienvertreter über den vorgeschlagenen Ba-
sismietzins gestolpert und haben das Kind mit 
dem Bade ausgeschüttet. In sehr polemischen 
Presseaussendungen wurde von Enteignung 
und dem Tode des Immobilienmarktes gespro-
chen – schade, denn: Wir haben den Text von 
Anfang bis Ende gelesen und finden, es ist ein 
guter Entwurf, wenn man das Ziel „leistbares 
Wohnen“ ernst nimmt. 
Der scharf kritisierte Basiszins (ohne Zu-/Ab-
schläge, Betriebskosten und Steuer) orientiert 
sich am Medianeinkommen. Das ist jener Be-
trag, der genau in der Mitte liegt: 50 % verdie-
nen weniger, 50 % mehr. Er lag 2011 netto bei 
monatlich 1.544 Euro. Warum man sich am 
Einkommen der Menschen orientieren muss, 
erscheint zumindest uns logisch. Die österrei-
chische Wirtschaft steht auf zwei Beinen: Ex-
port und Inlandskonsum. Wer die Weltwirt-
schaft im Auge behält, merkt: Es geht recht 
turbulent zu. Die EU hat es bislang nicht ge-
schafft, mit ihren Maßnahmen den derzeitigen 
Trend Richtung Deflation zu verhindern oder 
gar eine Trendumkehr einzuleiten. Österreich 
ist daher gut beraten, angesichts wachsender 
Arbeitslosenzahlen und einer stagnierenden 

Wirtschaft zu verhindern, dass die Menschen 
immer mehr fürs Wohnen ausgeben müssen. 
Die logische Folge davon wäre nämlich rasch 
absehbar. Zwar wären die Einnahmen der 
Immobilienbranche gesichert – alle anderen 
Wirtschaftszweige hingegen leiden unter dem 
Anstieg der Wohnkosten. Auf die Wohnung 
kann niemand verzichten, hierfür müssen die 
Menschen Geld bereithalten -  Geld, das dann 
natürlich nirgendwo anders ausgegeben werden 
kann. Aus volkswirtschaftlicher Sicht gibt es 
ein Interesse, dass zwischen Wohnkosten und 
Einkommen ein sinnvoller Zusammenhang 
hergestellt wird. Insofern hat der Bezug auf das 
Medianeinkommen, wenn man eine transpa-
rente Mietzinsgestaltung einführen will, seine 
Berechtigung. Ob die Kaltbruttomiete 25% des 
Medianeinkommens verbrauchen darf, muss 
diskutiert werden. Warum Immobilienvertreter 
das Wort „Enteignung“ gebrauchen, wenn es 
um eine Begrenzung des Profits geht, werden sie 
erklären müssen. Faktum ist, dass ein Haus das 
keinen Reparaturstau aufweist, mit Beträgen 
um 1 bis 2 Euro/m2 erhalten werden kann. Die 
Vielzahl der Eigentumswohnungen aber auch 
die Genossenschaftswohnungen arbeiten mit 
Beträgen in dieser Größenordnung.
Dass Immobilienvertreter immer den bezahlten 
Kaufpreis in ihren Mietkalkulationen mitrech-
nen, den sie refinanziert haben wollen, ist ein 
anderes Thema und genau hier stellt sich die 
Frage, welchen Betrag akzeptiert eine Gesell-
schaft. Denn viele bezahlen gerade zur jetzigen 
Zeit Spekulationspreise. Spekulation ist ein Be-
griff, der dem Glücksspiel zuzuordnen ist, der 
nicht auf Basis reeller Zahlen oder einer seriö-
sen Liegenschaftsbewertung zustande kommt. 
Wollen wir, dass Mieten spekulative Ankaufs-
preise finanzieren? Aus meiner Sicht ist das ei-
ner der Knackpunkte, wenn es um faire Mieten 
und leistbares Wohnen geht. Ich lade Sie daher 
ein, mit uns mitzudiskutieren und ihre Ideen 
Standpunkte und Sichtweisen auf den vorlie-
genden Entwurf mitzuteilen. Abschließend be-
danke ich mich für Ihr bisheriges Interesse an 
unserer Fachzeitschrift, wünsche Ihnen schöne 
Feiertage und einen guten Rutsch ins Jahr 2015.

SPÖ-Bautensprecherin und NR-Abg. Mag.a Ruth Becher hat einen 
Vorschlag für ein neues Mietrecht vorgestellt. Nachdem nun jahrelang 
hinter verschlossenen Türen verhandelt wurde, mal im Parlament, mal im Jus-
tizministerium, und die besprochenen Lösungsansätze nie publik wurden, ist es 
schön, dass etwas mehr Transparenz in die Wohnrechtsdebatte einzieht.

Nadja Shah

der Mieter 
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Mietrechtsreform – umfassender
Vorschlag für ein neues Mietrecht der
Nationalratsabgeordneten Mag.a Ruth Becher

Geltungsbereich

§ 1. (1) Dieses Bundesgesetz gilt für die Mie-
te von Wohnungen, einzelnen Wohnungs-
teilen oder Geschäftsräumlichkeiten aller 
Art (wie im besonderen von Geschäftsräu-
men, Magazinen, Werkstätten, Arbeitsräu-
men, Amts- oder Kanzleiräumen) samt den 
etwa mitgemieteten (§ 1091 ABGB) Haus- 
oder Grundflächen (wie im besonderen 
von Hausgärten, Abstell-, Lade- oder Park-
flächen) und für die genossenschaftlichen 
Nutzungsverträge über derartige Objekte 
(im folgenden Mietgegenstände genannt); in 
diesem Bundesgesetz wird unter Mietvertrag 
auch der genossenschaftliche Nutzungsver-
trag, unter Mietzins auch das auf Grund ei-
nes genossenschaftlichen Nutzungsvertrages 
zu bezahlende Nutzungsentgelt verstanden.

(2) In den Anwendungsbereich dieses Bun-
desgesetzes fallen nicht Mietgegenstände, 
die im Rahmen des Betriebes eines konzes-
sionierten Beherbergungs-, Garagierungs-, 
Verkehrs-, Flughabenbetriebs-, Speditions- 
oder Lagerhausunternehmens vermietet 
werden.

(3) Für Mietgegenstände, die von einer ge-
meinnützigen Bauvereinigung im eigenen 
Namen errichtet worden sind, gelten die Be-
stimmungen des Wohnungsgemeinnützig-
keitsgesetzes und die Bestimmungen dieses 

Bundesgesetzes nach Maßgabe des § 20 des 
Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes. Dabei 
schadet der Umstand, dass ein weiterer, nicht 
den Regeln des Gemeinnützigkeitsrechts un-
terworfener Bauträger an der Errichtung 
mitgewirkt hat, nicht. Für Mietgegenstände, 
die dem nicht gemeinnützigen Rechtssubjekt 
aufgrund einer Benützungsregelung oder 
durch Wohnungseigentumsbegründung 
alleine zugeordnet sind, gelten die Bestim-
mungen dieses Bundesgesetzes. 

Erhaltung

§ 3. (1) Der Vermieter hat nach Maßgabe 
der rechtlichen, wirtschaftlichen und techni-
schen Gegebenheiten und Möglichkeiten da-
für zu sorgen, dass das Haus, die Mietgegen-
stände und die der gemeinsamen Benützung 
der Bewohner des Hauses dienenden Anla-
gen im jeweils ortsüblichen Standard und 
erhebliche Gefahren für die Gesundheit der 
Bewohner beseitigt werden. Weitergehende 
Ansprüche nach § 1096 des allgemeinen bür-
gerlichen Gesetzbuches bleiben – sofern sich 
nicht aus den dem Mieter in § 8 Abs 1 MRG 
aufgetragenen Pflichten Gegenteiliges ergibt 
– unberührt und können im Vorhinein nicht 
abbedungen werden.

(2) Die Erhaltung im Sinn des Abs. 1 umfasst 
insbesondere:

Am 4.12. stellte die Nationalratsabgeordnete und Vorsitzende des Bautenausschus-
ses Mag.a Ruth Becher einen Entwurf für ein neues Mietrecht vor. Dieses „Univer-
salmietrecht“, wie sie es nennt, soll all jene Probleme lösen, die derzeit in der Bran-
che mehrfach beklagt werden: Zersplitterung, Unlesbarkeit, Mieter 1. und 2. Klasse, 
unverständliche Mietzinsbildung, Ungerechtigkeiten zwischen Neubauten und Alt-
bauten etc. Unsere Fachzeitschrift hat die Erlaubnis erhalten, den gesamten Text 
hier abzudrucken und zur Diskussion zu stellen. Wir laden unsere Leser ein, den 
Vorschlag auf seine Praxistauglichkeit zu prüfen und ihren Eindruck dazu wiederzu-
geben. Neben dem Entwurf wurde auch ein Mietzinsrechner als App vorgestellt, der 
die Anwendbarkeit des Gesetzestextes in der Praxis sofort veranschaulichen soll. 
Die erläuternden Bemerkungen dazu können Sie von der Webseite der Mieterverei-
nigung downloaden. Hier geht es zum Mietzinsrechner: http://www.ruth-becher.at/
mietenrechner. In der ersten Ausgabe unserer Fachzeitschrift  im Jahre 2015 wird der 
Entwurf durch Stellungnahmen von ExpertInnen ergänzt werden.

der Mieter 
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1. die Arbeiten, die zur Erhaltung der allge-
meinen Teile des Hauses erforderlich sind,

2. die Arbeiten, die erforderlich sind, um 
einen zu vermietenden Mietgegenstand in 
brauchbarem Zustand zu übergeben,

2a. die Arbeiten im Mietgegenstand, die zur 
Behebung von ernsten Schäden des Hauses 
oder zur Beseitigung einer vom Mietgegen-
stand ausgehenden erheblichen Gesund-
heitsgefährdung erforderlich sind,

2b. die Arbeiten, die während der Dauer 
der Mietverhältnisse erforderlich sind, um 
die Mietgegenstände, ihre Ausstattung, die 
für sie bestimmten Einrichtungen und die 
mitvermieteten Einrichtungsgegenstände 
im vereinbarungsgemäß herzustellenden 
Zustand zu erhalten, also sie zu reparieren 
oder – im Fall der Unwirtschaftlichkeit einer 
Reparatur – zu erneuern. Davon ausgenom-
men sind jene Maßnahmen, die nach § 8 
Abs 1 MRG dem Mieter obliegen. Überdies 
obliegt die Beseitigung normaler Abnützun-
gen der Innenflächen des Mietgegenstandes 
(wie insbesondere Malerei, Tapeten, Boden-
belag und Verfliesung) nicht dem Vermieter, 
solange dadurch deren Brauchbarkeit nicht 
beeinträchtigt ist.

3. die Arbeiten, die – allenfalls auch an in 
den Mietgegenständen liegenden Teilen der 
anlagen – zur Aufrechterhaltung des Be-
triebes von bestehenden, der gemeinsamen 
Benützung der Bewohner dienenden Anla-
gen, wie im besonderen von zentralen Wär-
meversorgungsanlagen, Personenaufzügen 
oder zentralen Waschküchen erforderlich 
sind, es sei denn, daß alle Mieter des Hauses 
für die gesamte Dauer ihres Mietvertrages 
auf die Benützung der Anlage verzichten; 
ist die Erhaltung einer bestehenden Anlage 
unter Bedachtnahme auf die Kosten der Er-
richtung und des Betriebes einer vergleich-
baren neuen Anlage wirtschaftlich nicht 
vertretbar, so ist anstelle der Erhaltung der 
bestehenden Anlage eine vergleichbare neue 
Anlage zu errichten,

4. die Neueinführungen oder Umgestal-
tungen, die kraft öffentlich-rechtlicher Ver-
pflichtungen vorzunehmen sind, wie etwa 
der Anschluß an eine Wasserleitung oder 
an eine Kanalisierung, die Installation von 
geeigneten Schutzvorrichtungen für die 
Energieversorgung oder von Geräten zur 
Feststellung des individuellen Energiever-
brauchs;

5. die Installation von technisch geeigneten 
Gemeinschaftseinrichtungen zur Senkung 
des Energieverbrauchs oder die der Senkung 
des Energieverbrauchs sonst dienenden 
Ausgestaltungen des Hauses, von einzelnen 
Teilen des Hauses oder von einzelnen Miet-
gegenständen, wenn und insoweit die hiefür 
erforderlichen Kosten in einem wirtschaft-
lich vernünftigen Verhältnis zum allgemei-
nen Erhaltungszustand des Hauses und den 
zu erwartenden Einsparungen stehen;

6. bei Vorliegen einer nach § 17 Abs. 1a zu-
lässigen Vereinbarung die Installation und 
die Miete von technisch geeigneten Meß-
vorrichtungen zur Verbrauchsermittlung im 
Sinn dieser Bestimmung.

(3) Die Kosten von Erhaltungsarbeiten sind 
aus den in den vorausgegangenen zehn Ka-
lenderjahren erzielten Mietzinsreserven 
einschließlich der Zuschüsse, die aus Anlaß 
der Durchführung einer Erhaltungsarbeit 
gewährt werden, zu decken. Reichen diese 
Beträge zur Deckung der Kosten aller un-
mittelbar heranstehenden Erhaltungsarbei-
ten nicht aus, so gilt folgendes:

1. Zur Bedeckung der Kosten einer Erhal-
tungsarbeit sind auch die während des Zeit-
raums, in dem sich solche oder ähnliche 
Arbeiten unter Zugrundelegung regelmä-
ßiger Bestandsdauer erfahrungsgemäß wie-
derholen, zu erwartenden oder anrechen-
baren Hauptmietzinse, somit einschließlich 
der zur Deckung eines erhöhten Aufwan-
des zulässigen Einhebung eines erhöhten 
Hauptmietzinses, für alle vermieteten, ver-
mietbaren oder vom Vermieter benutzten 
Wohnungen und Geschäftsräumlichkeiten 
des Hauses heranzuziehen; insoweit hie-
durch Deckung geboten ist, hat der Ver-
mieter zur Finanzierung der nach Abzug 
der erzielten Mietzinsreserven ungedeckten 
Kosten der Erhaltungsarbeit eigenes oder 
fremdes Kapital aufzuwenden; die mit der 
Aufnahme fremden Kapitals verbundenen 
notwendigen Geldbeschaffungskosten und 
angemessenen Sollzinsen sowie die durch 
den Einsatz eigenen Kapitals entgangenen 
angemessenen Habenzinsen (Kapitalmarkt-
zinsen) sind in diesen Fällen Kosten der Er-
haltungsarbeiten.

2. Können die Kosten aller Erhaltungsar-
beiten auch auf diese Weise nicht gedeckt 
werden, so sind die Erhaltungsarbeiten nach 
Maßgabe ihrer bautechnischen Dringlich-
keit zu reihen und durchzuführen; jedenfalls 

der Mieter 

Wohnen & recht - Von der Praxis für die Praxis

Mietrechtsreform

Seite 49



sind aber die Arbeiten,

a) die kraft eines öffentlich-rechtlichen Auf-
trages vorzunehmen sind,

b) die der Behebung von Baugebrechen, die 
die Sicherheit von Personen oder Sachen ge-
fährden, dienen oder

c) die zur Aufrechterhaltung des Betriebes 
von bestehenden Wasserleitungs-, Licht-
leitungs-, Gasleitungs-, Beheizungs- (ein-
schließlich der zentralen Wärmeversor-
gungsanlagen), Kanalisations- und sanitären 
Anlagen erforderlich sind, vorweg durchzu-
führen.

Auftrag zur Durchführung von Erhal-
tungs- oder Verbesserungsarbeiten

§ 6. (1) Unterläßt der Vermieter durchzu-
führende Erhaltungs- oder Verbesserungs-
arbeiten, so hat ihm das Gericht (die Ge-
meinde, § 39) auf Antrag unter Androhung 
einer Ordnungsstrafe bis zur Höhe der in 
einem halben Kalenderjahr gem § 20 Abs. 
1 Z 1 MRG zu erzielenden verrechnungs-
pflichtigen Einnahmen die Vornahme der 
Arbeiten binnen angemessener, ein Jahr 
nicht übersteigender Frist aufzutragen. Sind 
darunter Arbeiten, die nach § 3 Abs. 3 Z 2 
lit. a bis c vorweg durchzuführen sind, so ist 
die Durchführung dieser Arbeiten vorweg 
aufzutragen; hinsichtlich solcher Arbeiten 
gilt Abs. 4 nicht. Zur Antragstellung sind be-
rechtigt

1. die Gemeinde, in der das Haus gelegen 
ist, im eigenen Wirkungsbereich und jeder 
Hauptmieter des Hauses hinsichtlich der im 
§ 3 Abs. 2 Z 1 bis 4 und 6 genannten Erhal-
tungsarbeiten,

2. die Mehrheit der Hauptmieter - berechnet 
nach der Anzahl der Mietgegenstände - des 
Hauses hinsichtlich der im § 3 Abs. 2 Z 5 ge-
nannten Erhaltungsarbeiten und der nützli-
chen Verbesserungen nach Maßgabe des § 4 
Abs. 1 und 2.

(1a) Dem Vermieter können Erhaltungs-
arbeiten zur Beseitigung einer erheblichen 
Gesundheitsgefährdung im Sinn des § 3 Abs. 
1 und Abs. 2 Z 2 nur aufgetragen werden, 
wenn sich die Gesundheitsgefährdung nicht 
durch andere, den Bewohnern des Hauses 
zumutbare Maßnahmen abwenden lässt.

(2) Der in Rechtskraft erwachsene Auftrag 

zur Durchführung von Erhaltungs- oder 
Verbesserungsarbeiten nach Abs. 1 ist ein 
Exekutionstitel, der nach dem fruchtlosen 
Ablauf der zur Vornahme der Arbeiten be-
stimmten Frist jeden Mieter des Hauses und 
die Gemeinde im eigenen Wirkungsbereich 
als betreibende Partei zum Antrag berech-
tigt, zum Zweck der Durchführung der auf-
getragenen Arbeiten, der Aufnahme und 
Tilgung des erforderlichen Kapitals und der 
ordnungsgemäßen Erhaltung und Verwal-
tung des Hauses bis zur Tilgung des Kapitals 
für das Haus einen Verwalter zu bestellen. 
Zum Verwalter können, wenn sie sich dazu 
bereit erklären, bestellt werden: die Gemein-
de, ein von der Gemeinde vorgeschlagener 
oder ein hiezu sonst geeigneter Dritter. Der 
bestellte Verwalter ist im besonderen befugt, 
zur Finanzierung der aufgetragenen Arbei-
ten namens des Vermieters ein auf inländi-
sche Währung lautendes Hypothekardar-
lehen gegen angemessene Verzinsung und 
Abtretung der Hauptmietzinse aufzuneh-
men, die Übernahme einer Bürgschaft durch 
eine Gebietskörperschaft, anzustreben , die 
erforderlichen Urkunden zu fertigen und die 
grundbücherliche Sicherstellung auf der Lie-
genschaft, an der die Arbeit vorgenommen 
werden soll, durchzuführen. Auf Antrag ist 
ihm auch die Befugnis zur Verwaltung der 
in den vorausgegangenen zehn Kalenderjah-
ren erzielten Mietzinsreserven zu erteilen 
und demjenigen, der über diese Mietzinsre-
serven verfügt, aufzutragen, diese Mietzins-
reserven binnen 14 Tagen bei Exekution an 
den bestellten Verwalter herauszugeben. Im 
übrigen sind hierauf die §§ 98, 99, 103, 108 
- 121, 130 und 132 der Exekutionsordnung 
sinngemäß anzuwenden. Über den Exekuti-
onsantrag entscheidet das im § 37 Abs. 1 be-
stimmte Bezirksgericht im Verfahren außer 
Streitsachen, es sei denn, daß für das Haus 
bereits eine Zwangsverwaltung nach §§ 97 ff. 
der Exekutionsordnung anhängig ist. Ist für 
das Haus bereits ein Zwangsverwalter nach 
§§ 97 ff. der Exekutionsordnung bestellt, so 
hat das Exekutionsgericht dem bestellten 
Zwangsverwalter aufzutragen, die aufgetra-
genen Arbeiten vordringlich durchzufüh-
ren, und ihm die vorstehend genannten Er-
mächtigungen zu erteilen.

(3) Die Zwangsverwaltung nach Abs. 2 ist 
nach Einvernehmung der Parteien einzu-
stellen, wenn

1. die aufgetragenen Arbeiten durchgeführt 
und das hiezu aufgenommene Kapital getilgt 
ist,
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2. sich erweist, daß die aufgetragenen Ar-
beiten wegen mangelnder Finanzierbarkeit 
oder aus sonst unüberwindbaren Hindernis-
sen nicht durchgeführt werden können,

3. der verpflichtete Vermieter vor der Auf-
nahme des zur Finanzierung der aufgetra-
genen Arbeiten erforderlichen Kapitals und 
der Inangriffnahme der Arbeiten durch den 
Zwangsverwalter erweist, daß er die aufge-
tragenen Arbeiten selbst durchführen und 
finanzieren wird, oder

4. nach der Durchführung der aufgetrage-
nen Arbeiten und Aufnahme des erforder-
lichen Kapitals durch den Zwangsverwalter 
der Kreditgeber und, falls eine Gebietskör-
perschaft die Bürgschaft übernommen hat, 
diese zustimmen.

(4) Ist zur Finanzierung der Kosten einer 
nach Abs. 1 beantragten Erhaltungsarbeit, 
die nicht vorweg aufzutragen ist, die Ein-
hebung eines erhöhten Hauptmietzinses 
(§§ 18, 19) erforderlich, so ist der Antrag 
abzuweisen, wenn die Mehrheit der Haupt-
mieter - berechnet nach der Anzahl der im 
Zeitpunkt des Widerspruchs vermieteten 
Mietgegenstände - des Hauses und der Ver-
mieter der Vornahme der beantragten Ar-
beit widersprechen. Wird ein solcher Wider-
spruch nicht erhoben, so hat in diesem Fall 
sowie auch dann, wenn der Vermieter neben 
der beantragten Erhaltungsarbeit, die nicht 
vorweg aufzutragen ist, noch andere unmit-
telbar heranstehende Erhaltungsarbeiten 
durchführen will, zu deren Finanzierung die 
Einhebung eines erhöhten Hauptmietzinses 
(§§ 18, 19) erforderlich ist, das Gericht (die 
Gemeinde, § 39) auf Antrag des Vermieters, 
des von ihm oder des nach Abs. 2 bestellten 
Verwalters mit der Entscheidung nach Abs. 
1 auch die Entscheidung über die Bewilli-
gung zur Einhebung eines erhöhten Haupt-
mietzinses (§§ 18, 19) zu verbinden. 

Benützungsrecht, Wartungs-, Erhaltungs- 
und Rückstellungspflichten des 

Hauptmieters

§ 8. (1) Der Hauptmieter ist berechtigt, den 
Mietgegenstand dem Vertrag gemäß zu ge-
brauchen und zu benützen. Dem Hauptmie-
ter obliegt die fachgerechte Wartung (wie 
etwa Pflege, Reinigung, Justierung und Prü-
fung auf Funktionstüchtigkeit in angemes-
senen Abständen) des Mietgegenstandes, 
seiner Ausstattung und der für den Mietge-
genstand bestimmten Einrichtungen, soweit 

diese dem Hauptmieter zugänglich sind, so-
wie der mitvermieteten Einrichtungsgegen-
stände. Zu Erhaltungsarbeiten – insbesonde-
re zum Ersatz von unbrauchbar gewordenen 
Verschleißteilen – im Mietgegenstand, nicht 
jedoch an den im Mietgegenstand liegen-
den Teilen von Gemeinschaftsanlagen, an 
seiner Ausstattung und den für den Mietge-
genstand bestimmten Einrichtungen, soweit 
diese dem Mieter zugänglich sind, sowie 
an den mitvermieteten Einrichtungsgegen-
ständen ist der Hauptmieter nur verpflich-
tet, wenn es sich um den Ersatz von un-
brauchbar gewordenen Beleuchtungsmittel 
(zB Glühbirnen) handelt oder soweit damit 
ein nur geringfügiger finanzieller Aufwand 
verbunden ist. Ein solcher liegt bei Mietver-
hältnissen über Wohnungen dann vor, wenn 
der Aufwand den Betrag von Euro 80.- im 
Einzelfall und insgesamt Euro 200.- im Ka-
lenderjahr nicht übersteigt. Die angeführten 
Beträge valorisieren sich entsprechend der 
Regelung des § 16 Abs. 8 MRG. Vereinba-
rungen, mit denen der Hauptmieter zu da-
rüber hinausgehenden Erhaltungspflichten 
oder zur Beseitigung der gewöhnlichen Ab-
nutzung der Innenflächen des Mietgegen-
standes (wie insbesondere Malerei, Tapeten, 
Bodenbelag und Verfliesung) verpflichtet 
wird, sind unwirksam.

(1a) Werden Erhaltungsarbeiten iSd § 3 MRG 
nötig, so ist der Hauptmieter bei sonstigem 
Schadenersatz verpflichtet, dem Vermieter 
ohne Verzug Anzeige zu machen, sofern 
ihm dies zumutbar ist. Führ der Hauptmie-
ter Erhaltungsarbeiten iSd § 3 MRG durch, 
hat ihm der Vermieter den notwendigen und 
zweckmäßig gemachten Aufwand iSd § 1097 
ABGB zu ersetzen.

(2) Der Hauptmieter hat das Betreten des 
Mietgegenstandes durch den Vermieter 
oder die von diesem beauftragten Personen 
aus wichtigen Gründen zu gestatten, wobei 
die berechtigten Interessen des Mieters nach 
Maßgabe der Wichtigkeit des Grundes ange-
messen zu berücksichtigen sind; er hat die 
vorübergehende Benützung und die Verän-
derung seines Mietgegenstandes bei Vorlie-
gen der folgenden Voraussetzungen zuzulas-
sen:

1. wenn und soweit ein solcher Eingriff in 
das Mietrecht zur Durchführung von Er-
haltungs- oder Verbesserungsarbeiten an 
allgemeinen Teilen des Miethauses oder 
zur Durchführung von Erhaltungsarbeiten 
in seinem oder einem anderen Mietgegen-
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stand, ausgenommen die Beseitigung der 
von seinem oder einem anderen Mietge-
genstand ausgehenden erheblichen Gesund-
heitsgefährdung, notwendig oder zweckmä-
ßig ist,

2. wenn und soweit ein solcher Eingriff in 
das Mietrecht zur Beseitigung einer von sei-
nem oder einem anderen Mietgegenstand 
ausgehenden erheblichen Gesundheitsge-
fährdung oder zur Durchführung von Ver-
änderungen (Verbesserungen) in einem 
anderen Mietgegenstand notwendig, zweck-
mäßig und bei billiger Abwägung aller Inte-
ressen auch zumutbar ist; die Zumutbarkeit 
ist im besonderen anzunehmen, wenn die 
Beseitigungsmaßnahme oder die Verände-
rung keine wesentliche oder dauernde Be-
einträchtigung des Mietrechts zur Folge hat. 

(3) Alle Erhaltungs-, Verbesserungs-, Än-
derungs- und Errichtungsarbeiten, die 
ein Mieter hienach zuzulassen hat, sind so 
durchzuführen, daß eine möglichste Scho-
nung des Mietrechts des betroffenen Mie-
ters gewährleistet ist; für wesentliche Beein-
trächtigungen hat der Vermieter, sofern aber 
die Arbeiten ein Mieter durchführt, dieser 
Mieter den Mieter, der hiedurch in seinen 
Rechten beeinträchtigt wird, angemessen zu 
entschädigen, wobei im Fall eines zumindest 
grob fahrlässigen Verstoßes gegen die Pflicht 
zur möglichsten Schonung des Mietrechts 
auch auf erlittenes Ungemach Bedacht zu 
nehmen ist. 

(4) Kommt es aufgrund von Störungen oder 
Belästigungen des Vermieters zu Beein-
trächtigungen im bedungenen Gebrauch ei-
nes Mietgegenstandes oder unterlässt es der 
Vermieter, Belästigungen oder sonstige we-
sentliche Störungen durch einen Dritten ab-
zustellen oder unterlässt der Vermieter die 
Durchführung notwendiger Erhaltungsar-
beiten, so hat der Vermieter dem Mieter, der 
hiedurch in seinen Rechten beeinträchtigt 
wird, angemessen zu entschädigen, wobei 
auch auf das erlittene Ungemach Bedacht zu 
nehmen ist.

(5) Bei Beendigung des Mietverhältnisses 
hat der Hauptmieter den Mietgegenstand 
und seine Ausstattung, die für den Mietge-
genstand bestimmten Einrichtungen sowie 
die mitvermieteten Einrichtungsgegenstän-
de in dem Zustand zurückzustellen, wie er 
sie übernommen hat, jedoch hat der Ver-
mieter die gewöhnliche Abnutzung und 
unwesentliche Veränderungen ohne Ersatz-

anspruch iSd § 1111 ABGB hinzunehmen. 
Davon abweichende Vereinbarungen sind 
bei Mietverhältnissen über Wohnungen un-
wirksam.

Veränderung (Verbesserung) des Mietge-
genstandes

§ 9. (1) Der Hauptmieter hat eine von ihm 
beabsichtigte wesentliche Veränderung 
(Verbesserung) des Mietgegenstandes dem 
Vermieter anzuzeigen. Lehnt der Vermieter 
nicht innerhalb von zwei Monaten nach Zu-
gang der Anzeige die beabsichtigte Verände-
rung ab, so gilt seine Zustimmung als erteilt. 
Der Vermieter kann seine Zustimmung und 
eine erforderliche Antragstellung bei der 
Baubehörde nicht verweigern wenn,

1. die Veränderung dem jeweiligen Stand 
der Technik entspricht,

2. die Veränderung der Übung des Verkehrs 
entspricht und einem wichtigen Interesse 
des Hauptmieters dient,

3. die einwandfreie Ausführung der Verän-
derung gewährleistet ist, 

4. der Hauptmieter die Kosten trägt,

5. durch die Veränderung keine Beeinträch-
tigung schutzwürdiger Interessen des Ver-
mieters oder eines anderen Mieters zu be-
sorgen ist,

6. durch die Veränderung keine Schädigung 
des Hauses, im besonderen keine Beein-
trächtigung der äußeren Erscheinung des 
Hauses, erfolgt,

7. die Veränderung keine Gefahr für die Si-
cherheit von Personen und Sachen bewirkt.

(2) Die Voraussetzung des Abs. 1 Z 2 ist je-
denfalls gegeben, wenn es sich handelt um

1. die Errichtung oder die den Erfordernis-
sen der Haushaltsführung dienende Umge-
staltung von Wasserleitungs-, Lichtleitungs-, 
Gasleitungs-, Beheizungs- (einschließlich 
der Einrichtung von zentralen Wärmever-
sorgungsanlagen) oder sanitären Anlagen,

1a. die Schaffung von Barrierefreiheit im In-
neren des Mietgegenstandes,

2. die der Senkung des Energieverbrauchs 
dienende Ausgestaltung eines Mietgegen-
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standes,

3. die Verbesserungen, die von einer Ge-
bietskörperschaft aus öffentlichen Mitteln 
gefördert werden,

4. die Einleitung eines Fernsprechanschlus-
ses oder

5. die Anbringung der nach dem Stand der 
Technik notwendigen Antennen und sons-
tigen Einrichtungen für den Hörfunk- und 
Fernsehempfang sowie für Multimediadi-
enste, sofern der Anschluß an eine beste-
hende Einrichtung nicht möglich oder nicht 
zumutbar ist.

(3) Handelt es sich um eine wesentliche Ver-
änderung (Verbesserung), die nicht im Abs. 
2 angeführt ist, so kann der Vermieter sei-
ne Zustimmung von der Verpflichtung des 
Hauptmieters zur Wiederherstellung des 
früheren Zustandes bei der Zurückstellung 
des Mietgegenstandes abhängig machen. 

Ersatz auf Aufwendungen auf eine 
Wohnung

§ 10. (1) Der Hauptmieter einer Wohnung, 
der in den letzten zwanzig Jahren vor der 
Beendigung des Mietverhältnisses in der 
gemieteten Wohnung Aufwendungen zur 
wesentlichen Verbesserung (§ 9) gemacht 
hat, die über seine Mietdauer hinaus wirk-
sam und von Nutzen sind, oder der solche 
Aufwendungen dem Vormieter oder dem 
Vermieter abgegolten hat (Abs. 6 erster 
und zweiter Satz), hat bei der Beendigung 
des Mietverhältnisses Anspruch auf Ersatz 
dieser Aufwendungen vermindert um eine 
jährliche Abschreibung. Das Ausmaß dieser 
Abschreibung beträgt für jedes vollendete 
Jahr

1. bei den in Abs. 3 Z 1 und 3 genannten 
Aufwendungen ein Zehntel,

2. bei den von einer Gebietskörperschaft 
aus öffentlichen Mitteln geförderten Auf-
wendungen jenen Bruchteil, der sich aus der 
Laufzeit der Förderung errechnet,

3. sonst ein Zwanzigstel.

(2) Der Abs. 1 gilt nicht, wenn der Vermie-
ter berechtigterweise seine Zustimmung 
verweigert oder an die Verpflichtung zur 
Wiederherstellung des früheren Zustandes 
gebunden hat oder wenn er deswegen, weil 

ihm der Hauptmieter die beabsichtigte we-
sentliche Veränderung nicht angezeigt hat, 
verhindert war, das eine oder das andere zu 
tun.

(3) Die im Abs. 1 genannten Aufwendungen 
sind:

1. die Errichtung oder die den Erfordernis-
sen der Haushaltsführung dienende Umge-
staltung von Wasserleitungs-, Lichtleitungs-, 
Gasleitungs-, Beheizungs- (einschließlich 
der Errichtung von zentralen Wärmever-
sorgungsanlagen) oder sanitären Anlagen 
in normaler und dem jeweiligen Stand der 
Technik entsprechender Ausstattung 

2. die Vereinigung und die Umgestaltung 
der Wohnung mit der zur Zumietung an-
gebotenen Nachbarwohnung (§ 5 Abs. 2) in 
normaler Ausstattung und

3. andere gleich wesentliche Verbesserun-
gen, insbesondere solche, die von einer Ge-
bietskörperschaft aus öffentlichen Mitteln 
gefördert worden sind.

(4) Der Anspruch auf Ersatz ist bei sonsti-
gem Verlust des Anspruches dem Vermieter 
vom Hauptmieter unter Vorlage von Rech-
nungen schriftlich anzuzeigen:

1. bei einvernehmlicher Auflösung des Miet-
verhältnisses spätestens 14 Tage nach Ab-
schluss der Auflösungsvereinbarung, 

2. bei Aufkündigung des Mietverhältnisses 
durch den Hauptmieter spätestens 14 Tage 
nach Zustellung der Aufkündigung an den 
Vermieter,

3. in allen übrigen Fällen binnen einer Frist 
von zwei Monaten ab Eintritt der Rechts-
kraft des Räumungstitels, bei früherer Zu-
rückstellung des Mietgegenstandes jedoch 
spätestens mit der Zurückstellung.

(4a) Entspricht eine rechtzeitig erstattete 
Anzeige des Ersatzanspruchs in Form oder 
Inhalt nicht der Regelung des Abs. 4, so hat 
der Vermieter den Mieter zur Verbesserung 
des Mangels binnen einer Frist von mindes-
tens 14 Tagen aufzufordern. Der Verlust des 
Ersatzanspruchs tritt nur ein, wenn der Mie-
ter einer solchen Aufforderung nicht fristge-
recht nachkommt.

(5) Der Hauptmieter einer Wohnung kann 
den Ersatzanspruch nach Abs. 1 überdies 
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nur gerichtlich geltend machen,

1. wenn er innerhalb von sechs Monaten 
nach der Zurückstellung des Mietgegenstan-
des dem Vermieter einen Mieter namhaft 
macht, der zur Befriedigung des Ersatzan-
spruches nach Abs. 1 bereit ist, oder

2. sobald der Vermieter den Mietgegenstand 
sonst vermietet oder verwertet.

(6) Befriedigt der neue Mieter den berech-
tigten Ersatzanspruch des früheren Mieters, 
so ist die dadurch abgegoltene Aufwendung 
bei der Bestimmung der Höhe des zuläs-
sigen Hauptmietzinses als nicht getätigt 
zu behandeln. Dies gilt auch dann, wenn 
der Vermieter die Ansprüche des früheren 
Mieters befriedigt hat und den Ersatz des 
von ihm geleisteten Betrags nun vom neu-
en Mieter begehrt. Verlangt der Vermieter 
vom neuen Mieter keinen Ersatz, so sind die 
Bestimmungen über den höchstzulässigen 
Hauptmietzins (§ 16) uneingeschränkt an-
zuwenden; der Vermieter kann diesfalls den 
von ihm an den früheren Mieter geleisteten 
Betrag insoweit als Ausgabe in der Haupt-
mietzinsabrechnung ausweisen (§ 20 Abs. 1 
Z 2), als dieser Betrag unter Annahme einer 
zehnjährigen gleichmäßigen Mietzinszah-
lung den Unterschiedsbetrag zwischen dem 
ohne die abgegoltene Aufwendung zulässi-
gen Hauptmietzins und dem auf Grund die-
ser Aufwendung zulässigen Hauptmietzins 
nicht übersteigt.

(7) Auf den Ersatzanspruch kann der Haupt-
mieter im voraus nicht rechtswirksam ver-
zichten. 					   
					   

(8) Weitergehende Ansprüche nach den §§ 
1097, 1036, 1037 des allgemeinen bürgerli-
chen Gesetzbuchs bleiben hiedurch unbe-
rührt. 

Mietzins für Hauptmiete

§ 15. (1) Der vom Mieter für die Überlas-
sung eines Mietgegenstandes in Hauptmiete 
zu entrichtende Mietzins besteht aus

1. dem Hauptmietzins,

2. dem auf den Mietgegenstand entfallenden 
Anteil an den Betriebskosten,

3. dem auf den Mietgegenstand entfal-
lenden Anteil für allfällige besondere 

Aufwendungen,

4. dem angemessenen Entgelt für mitver-
mietete Einrichtungsgegenstände oder sons-
tige Leistungen, die der Vermieter über die 
Überlassung des Mietgegenstandes hinaus 
erbringt.

(2) Der Vermieter ist ferner berechtigt, vom 
Mieter die Umsatzsteuer zu begehren, die 
vom Mietzins zu entrichten ist. Begehrt der 
Vermieter die Zahlung der Umsatzsteuer, so 
muß er aber seinerseits alle Aufwendungen, 
die er dem Mieter auf- oder verrechnet, um 
die darauf entfallenden Vorsteuerbeträge 
entlasten.

(3) Der Mieter hat den Mietzins, sofern kein 
späterer Zahlungstermin vereinbart ist, am 
Fünften eines jeden Kalendermonats im 
Vorhinein zu entrichten. Der Vermieter hat 
ihm dafür ein verkehrsübliches Bankkonto 
bekanntzugeben.

(4) Auf Antrag des Vermieters oder des 
Hauptmieters hat das Gericht (die Gemein-
de, § 39) mit Beschluß auszusprechen, daß 
anstelle eines pauschal vereinbarten Miet-
zinses ab dem auf den Antragstag folgenden 
Zinstermin ein nach Abs. 1 aufgegliederter 
Mietzins zu entrichten ist. Dabei sind zur 
Errechnung des auf den Hauptmietzins ent-
fallenden Betrags die Betriebskosten des 
Jahres zugrunde zu legen, in dem der Miet-
zins vereinbart wurde. Soweit die zugrunde 
zu legenden Beträge nicht oder nur mit un-
verhältnismäßigen Schwierigkeiten ermit-
telt werden können, ist die Aufgliederung 
des Mietzinses nach freier Überzeugung (§ 
273 ZPO) vorzunehmen. Der so ermittel-
te Hauptmietzins valorisiert sich entspre-
chend der Regelung des § 16 Abs. 6, sofern 
ursprünglich eine Wertsicherung vereinbart 
war; § 16 Abs. 8 und 9 sind anzuwenden. 

Die mietrechtliche Normwohnung

§ 15a. (1) Die mietrechtliche Normwohnung 
ist eine Wohnung mit einer Nutzfläche zwi-
schen 30 Quadratmeter und 150 Quadrat-
meter, die aus mindestens einem Wohnraum, 
Küche (Kochnische), Klosett und einem ei-
genen, selbständigen, abgeschlossenen und 
dem zeitgemäßen Standard entsprechenden 
Baderaum besteht, über eine Etagenheizung 
oder eine gleichwertige stationäre Heizung, 
eine Warmwasseraufbereitung und ausrei-
chend zeitgemäße Anschlussmöglichkeiten 
für Haushalts- und Mediengeräte sowie über 
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eine Gegensprechanlage verfügt und sich in 
einem ordnungs- und zeitgemäßen Zustand 
befindet. Für die Beurteilung des zeitgemä-
ßen Zustands ist insbesondere auf die För-
derungs- und Bauvorschriften Bedacht zu 
nehmen. Die mietrechtliche Normwohnung 
befindet sich in einem mehrgeschossigen 
Gebäude mit Aufzug. Das Gebäude unter-
liegt der Energieklasse mit dem Gesamt-
energieeffizienzfaktor von 1,01 bis 1,75 und 
befindet sich in einem ordnungsgemäßen 
Erhaltungszustand. Es liegt auf einer Liegen-
schaft mit durchschnittlicher Lage (Woh-
nungsumgebung).

(2) Ein Gebäude befindet sich dann in einem 
ordnungsgemäßen und thermisch energe-
tisch durchschnittlichen Erhaltungszustand, 
wenn es einen Gesamtenergieeffizienzfaktor 
von 1,01 bis 1,75 aufweist und der Zustand 
seiner allgemeinen Teile nicht bloß vorü-
bergehend einen ordentlichen Gebrauch der 
Wohnung gewährleistet. Ordnungsgemäß 
ist der Erhaltungszustand des Gebäudes je-
denfalls dann nicht, wenn im Zeitpunkt der 
Vermietung Erhaltungsarbeiten im Sinn des 
§ 3 Abs. 3 Z 2 MRG anstehen oder wenn 
nicht privilegierte Erhaltungsarbeiten an all-
gemeinen Teilen des Hauses anstehen, deren 
Nichtbehebung den Gebrauch der Wohnung 
beeinträchtigt.

(3) Die durchschnittliche Lage (Wohnum-
gebung) ist nach der allgemeinen Verkehrs-
auffassung und der Erfahrung des täglichen 
Lebens zu beurteilen.

Der jeweilige Landeshauptmann hat für je-
den Bezirk in seinem Bundesland (in Wien 
für die Gemeinde) auf Basis dieser Rahmen-
bedingungen fünf Lagegebietsklassen und 
zwar

a. eine sehr gute Lagegebietsklasse

b. eine gute Lagegebietsklasse

c. eine durchschnittliche Lagegebietsklasse

d. eine schlechte Lagegebietsklasse

e. eine sehr schlechte Lagegebietsklasse

mittels Verordnung festzulegen, die in ihrem 
jeweiligen Umfang mindestens 15% und 
maximal 25% des gesamten bebauten Be-
zirksgebiets (bzw. in Wien mindestens 15% 
und maximal 25% des gesamten bebauten 
Gemeindegebiets) zu umfassen haben. 

Vereinbarungen über die Höhe des 
Hauptmietzinses

§ 16. (1) Freie Vereinbarungen zwischen 
dem Vermieter und dem Mieter über die 
Höhe des Hauptmietzinses für einen in 
Hauptmiete gemieteten Mietgegenstand 
sind ohne die Beschränkungen der Abs. 2 bis 
9 zulässig, wenn der Mietgegenstand ohne 
Zuhilfenahme öffentlicher Förderungsmittel 
neu errichtet oder durch Auf-, Ein- oder Zu-
bau neu geschaffen worden ist und zum Zeit-
punkt des Abschlusses des Mietvertrages die 
Fertigstellungsanzeige über das abgeschlos-
sene Bauvorhaben nicht älter als zwanzig 
Jahre ist. Die Privilegierung zur Einhebung 
eines freien Mietzinses ist jedoch nur dann 
zulässig, wenn dem Mieter spätestens zum 
Zeitpunkt des Mietvertragsabschlusses eine 
Ablichtung der Fertigstellungsanzeige bis 
spätestens bei Zustandekommen des Miet-
vertrages ausgehändigt worden ist. Die Be-
schränkungen des § 16 Abs. 2 bis 9 werden 
wirksam, sobald nach der erteilten Fertig-
stellungsanzeige ein Zeitraum von zwanzig 
Jahren verstrichen ist. Maßgeblich für die 
Ermittlung des nach Ablauf dieses zwanzig-
jährigen Zeitraums zulässigen Hauptmiet-
zinses ist der Zeitpunkt des Abschlusses der 
Mietzinsvereinbarung.

(2) Liegen die Voraussetzungen des Abs. 1 
nicht vor, sind Vereinbarungen zwischen 
dem Vermieter und dem Mieter über die 
Höhe des Hauptmietzinses für einen in 
Hauptmiete gemieteten Mietgegenstand 
ohne die Beschränkungen der Abs. 3 bis 7 
bis zu dem für den Mietgegenstand im Zeit-
punkt des Abschlusses des Mietvertrages 
nach Größe, Art, Beschaffenheit, Lage, Aus-
stattungs- und Erhaltungszustand angemes-
senen Betrag zulässig, wenn der Mietgegen-
stand nicht zu Wohnzwecken dient; wird ein 
Mietgegenstand teils als Wohnung, teils als 
Geschäftsräumlichkeit verwendet, so darf 
nur der für Wohnungen zulässige Haupt-
mietzins angerechnet werden, es sei denn, 
dass die Verwendung zu Geschäftszwecken 
die Verwendung zu Wohnzwecken bedeu-
tend überwiegt. 

(3) Liegen die Voraussetzungen der Abs. 1 
oder 2 nicht vor, so darf der zwischen dem 
Vermieter und dem Mieter für eine gemie-
tete Wohnung vereinbarte Hauptmietzins 
je Quadratmeter der Nutzfläche und Monat 
den höchstzulässigen Betrag nicht überstei-
gen, der ausgehend von dem Basishaupt-
mietzins von Euro 5,50 (Euro fünf und fünf-



zig Cent) unter Berücksichtigung allfälliger 
Zuschläge und Abstriche zu berechnen ist. 

(4) Maßgebend für die Beurteilung des nach 
Abs. 3 zulässigen Hauptmietzinses sind die 
Umstände im Zeitpunkt des Abschlusses 
der Mietzinsvereinbarung. Ist im Zeitpunkt 
des Abschlusses des Mietvertrags die Woh-
nung oder ein Ausstattungsmerkmal nicht 
brauchbar oder entspricht der Baderaum 
nicht dem zeitgemäßen Standard, so ist dies 
für die Ermittlung des Hauptmietzinses im 
Basismietzinssystem nur zu berücksichti-
gen, wenn der Mieter die Unbrauchbarkeit 
oder das Fehlen des zeitgemäßen Standards 
dem Vermieter angezeigt und dieser den 
Mangel nicht in angemessener Frist, höchs-
tens aber binnen drei Monate ab Zugang der 
Anzeige, behoben hat.

(5) Für die Berechnung des demnach 
höchstzulässigen Hauptmietzinses sind im 
Vergleich zur mietrechtlichen Normwoh-
nung folgende Zuschläge und Abstriche vor-
zunehmen, wobei die nachgenannten, für 
die Bewertung einer Wohnung bedeutsamen 
Umstände im Zeitpunkt des Abschlusses des 
Mietvertrages zu berücksichtigen sind:

1. Größe

a. Nutzfläche < 30m² Abstrich von 10%

b. Nutzfläche > 150m² Zuschlag von 10%

2. die Ausstattung der Wohnung mit Ne-
benflächen und/oder Nebenräumen, so-
fern hierfür nicht ein gesondertes Entgelt 
vereinbart ist: 

a. mit Balkonen und zwar

(1) mit Klopfbalkonen oder Balkonen mit 
einer Nutzfläche von weniger als 2m² Zu-
schlag von 2%

(2) mit Balkonen mit einer Nutzfläche von 
2m² bis 10m² Zuschlag von 5% 

(3) Balkone mit einer Nutzfläche von mehr 
als 10m² Zuschlag von 7%

b.  mit Terrassen und zwar

(1) mit einer Nutzfläche bis 15m² Zuschlag 
von 7%

(2) mit einer Nutzfläche von mehr als 15m² 
Zuschlag von 10% 

c. mit einem mitvermieteten, alleinig nutz-
baren Garten (samt Terrasse) und zwar

(1) mit einer Nutzfläche bis 30m² Zuschlag 
von 10%

(2) mit einer Nutzfläche größer 30m²  Zu-
schlag von 15%

d. Fehlen eines Kellerabteils Abstrich von 
2,5%

3. die Ausstattung der Wohnung (des Ge-
bäudes) mit folgenden Gemeinschaftsan-
lagen, -flächen oder –räumen:

a. Kinderwagen-, Fahrrad- oder Rollstuhlab-
stellraum insgesamt Zuschlag von 1% 

b. Hobbyraum Zuschlag von 1% 

c. Waschküche Zuschlag von 1%

d. Fehlen eines Aufzuges ab dem zweiten 
Stock (drittes Hauptgeschoß) pro Stock Ab-
schlag von 4%

4. Wohnung in einem Ein- oder Zweifami-
lienhaus Zuschlag von 20%

5. der thermisch energetische Erhaltungs-
zustand des Gebäudes

a. bei einem Gesamtenergieeffizienz-Faktor 
(fgEE) von < 0,70 (A++,A+) Zuschlag von 
15%

b. bei einem Gesamtenergieeffizienz-Faktor 
(fgEE) von 0,71 bis 1 (A und B) Zuschlag 
von 10%

c. bei einem Gesamtenergieeffizienz-Faktor 
(fgEE) von 1,76 bis 2,50 (D) Abschlag von 
10% 

d. bei einem Gesamtenergieeffizienz-Faktor 
(fgEE) von 2,51 bis 3,25 (E) Abschlag von 
15% 

e. bei einem Gesamtenergieeffizienz-Faktor 
(fgEE) von > 3,25 (F, G) Abschlag von 20%

Wird dem Mieter nicht bis spätestens zum 
Zustandekommen des Mietvertrages ein 
Energieausweis ausgehändigt, so wird in Ab-
weichung von Z 5. a-e für die Ermittlung des 
Hauptmietzinses ein Gesamtenergieeffizi-
enzfaktor (fgEE) von 3,25 (F, G) als Grund-
lage für den thermisch energetischen Erhal-
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tungszustand des Gebäudes herangezogen.

6. die baulich- technische barrierefreie 
Ausstattung und Gestaltung der allgemein 
nutzbaren Teile/Gemeinschaftsräume des 
Hauses sowie der allgemeinen Teile des 
Hauses, über die das Mietobjekt zu errei-
chen ist: Zuschlag von 5%

7. die baulich- technische barrierefreie 
Ausstattung und Gestaltung der Woh-
nung: Zuschlag von 5%

8. überwiegende Lage der Hauptaufent-
haltsräume

a. überdurchschnittliche Beeinträchtigung 
durch Lärm Abschlag von 10% 

b. Ruhelage Zuschlag von 10%

9. die gegenüber der mietrechtlichen 
Normwohnung schlechtere Ausstattung 
der Wohnung durch entsprechende Ab-
striche und zwar

a. bei Fehlen eines eigenen Wohnraums Ab-
strich von 10% 

b. bei Fehlen einer Küche/Kochnische  Ab-
strich von  15%

c. bei Fehlen eines eigenen, dem zeitgemä-
ßen Standard entsprechenden Baderaums 
Abstrich von 40% 

d. bei Fehlen eines Klosetts im Inneren der 
Wohnung Abstrich von 50% 

e. bei Fehlen einer Etagenheizung oder einer 
gleichwertigen stationären Heizung, mit der 
sämtliche Haupträume der Wohnung be-
heizbar sind, Abstrich von 25%  

f. bei Fehlen einer Warmwasserzuberei-
tungsanlage Abstrich von 15% 

g. bei Fehlen des ordnungsgemäßen Zu-
stands Abstrich von 10%

h. bei Fehlen von ausreichenden Anschluss-
möglichkeiten für Haushalts- und Medien-
geräte Abstrich von 1% pro fehlender An-
schlussmöglichkeit, maximal 4%

i. bei Fehlen des brauchbaren Zustands des 
Mietobjekts Abstrich von 80%

j. bei Fehlen mehrerer Merkmale sind die 

Abstriche nach lit a bis lit i mit insgesamt 
maximal 80% begrenzt.

10. die gegenüber der mietrechtlichen 
Normwohnung bessere Ausstattung der 
Wohnung durch entsprechende Zuschläge 
und zwar

a. zweites Badezimmer Zuschlag von 10%

b. zweites WC Zuschlag von 5%

11. die Lage (Wohnumgebung) des Hauses

(6) Für werterhöhende oder wertvermin-
dernde Abweichungen gem. Abs. 5 Z 11 von 
der durchschnittlichen Lage (§ 15a Abs. 3 
MRG) ist ein Zuschlag oder Abstrich zuläs-
sig, und zwar:

a. bei einer sehr guten Lage ein Zuschlag von 
10%

b. bei einer guten Lage ein Zuschlag von 5%

c. bei einer schlechten Lage ein Abstrich von 
5%

d. bei einer sehr schlechten Lage ein Ab-
strich von 10%.

(7) Zuschläge nach Abs. 3 bis 6 zur Basis-
miete sind nur zulässig, wenn diese dem 
Mieter dem Grunde und der Höhe nach in 
Schriftform bis spätestens bei Zustande-
kommen des Mietvertrages ausdrücklich be-
kanntgegeben worden sind. Ein Zuschlag für 
einen guten thermisch energetischen Erhal-
tungszustand des Hauses ist darüber hinaus 
nur zulässig, wenn dem Mieter spätestens 
bei Zustandekommen des Mietvertragsab-
schlusses ein gebäudebezogener Energieaus-
weis ausgehändigt wird, der nicht älter als 
zehn Jahre ist. Insgesamt darf die saldierte 
Summe aller Zuschläge und Abstriche nach 
oben hin 25% des Basismietzinses nicht 
übersteigen. [Sofern das neue Mietzins-
bildungssystem, insbesondere das neue 
System betreffend der Lagegebietsklassen, 
akzeptiert wird, kann die Begrenzung mit 
25% des Basismietzinses entfallen.]. Nach 
unten hin wird die saldierte Summe aller 
Zuschläge und Abstriche mit 90% des Basis-
mietzinses begrenzt.

(8) Der in Abs. 3 genannte Basishauptmiet-
zins vermindert oder erhöht sich um einen 
Anteil von einem Fünftel bezogen auf das 
Ausmaß, das sich aus der Veränderung des 
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von der Bundesanstalt Statistik Österreich 
verlautbarten Verbraucherpreisindex 2000 
oder des an seine Stelle tretenden Index ge-
genüber der für Februar 2001 verlautbarten 
Indexzahl ergibt, wobei Änderungen solan-
ge nicht zu berücksichtigen sind, als sie 5 vH 
dieser Indexzahl und in der Folge 5 vH der 
zuletzt für die Valorisierung maßgebenden 
Indexzahl nicht übersteigen. Bei der Be-
rechnung der neuen Beträge sind Beträge, 
die einen halben Cent nicht übersteigen, auf 
den nächstniedrigeren ganzen Cent abzu-
runden und Beträge, die einen halben Cent 
übersteigen, auf den nächsthöheren ganzen 
Cent aufzurunden. Die neuen Beträge gelten 
ab dem der Verlautbarung der Indexverän-
derung durch die Bundesanstalt Statistik 
Österreich folgenden übernächsten Monats-
ersten. Der Bundesminister für Justiz hat die 
durch die Valorisierung geänderten Beträge 
und den Zeitpunkt, in dem deren Änderung 
mietrechtlich wirksam wird, im Bundesge-
setzblatt kundzumachen; die Kundmachung 
hat in den Fällen einer Erhöhung auch einen 
Hinweis auf die in Abs. 11 zweiter Satz ange-
führten weiteren Voraussetzungen für eine 
Erhöhung des Hauptmietzinses zu enthal-
ten. 

(9) Der nach Abs. 2 bis 7. höchstzulässige 
Hauptmietzins vermindert sich im Fall eines 
befristeten Hauptmietvertrags (§ 29 Abs. 1 
Z 3) um

1. 40vH, sofern die jeweils vereinbarte Ver-
tragsdauer weniger als fünf Jahre beträgt,

2. 30vH, sofern die jeweils vereinbarte Ver-
tragsdauer mindestens fünf, aber weniger als 
15 Jahre beträgt

3. 20vH, sofern die jeweils vereinbarte Ver-
tragsdauer mindestens 15 Jahre beträgt.

Wird der befristete Hauptmietvertrag in ei-
nen Mietvertrag auf unbestimmte Zeit umge-
wandelt, so gilt die Verminderung des nach 
Abs. 2 bis 7 höchstzulässigen Hauptmiet-
zinses ab dem Zeitpunkt der Umwandlung 
nicht mehr, sofern sie im Hauptmietvertrag 
ziffernmäßig durch Gegenüberstellung des 
für ein unbefristetes Mietverhältnis zulässi-
gen und des tatsächlich vereinbarten Haupt-
mietzinses schriftlich ausgewiesen wurde.

(10) Mietzinsvereinbarungen sind inso-
weit unwirksam, als der vereinbarte Haupt-
mietzins den nach Abs. 2 bis 9 zulässigen 
Höchstbetrag überschreitet. Bei befristeten 

Hauptmietverhältnissen (§ 29 Abs. 1 Z 3) 
beträgt die Verjährungsfrist in diesem Fall 
zehn Jahre.

(11) Eine Wertsicherung muss vertraglich 
vereinbart werden. Ergibt sich ein höherer 
Hauptmietzins als nach Abs. 2-9 zulässig 
ist, so ist der übersteigende Teil unwirksam. 
Berechtigt eine Wertsicherungsvereinba-
rung den Vermieter zu einer Erhöhung des 
Hauptmietzinses, so hat der Hauptmieter 
dem Vermieter den erhöhten Hauptmietzins 
von dem auf das Wirksamwerden der Index-
veränderung folgenden Zinstermin an zu 
entrichten, wenn der Vermieter dem Haupt-
mieter in einem nach Wirksamwerden der 
Indexveränderung ergehenden Schreiben, 
jedoch spätestens 14 Tage vor dem Termin, 
sein darauf gerichtetes Erhöhungsbegehren 
bekanntgibt. 

(12) Mietzinsvorschriften in förderungs-
rechtlichen Bestimmungen bleiben unbe-
rührt.

Hauptmietzinsabrechnung

§ 20. (1) Der Vermieter hat in übersichtli-
cher Form eine Abrechnung über die Ein-
nahmen und Ausgaben eines jeden Kalen-
derjahres zu legen.

1. Die Abrechnung hat als Einnahmen aus-
zuweisen:

a) die dem Vermieter oder dem Wohnungs-
eigentümer für die vermieteten Mietgegen-
stände des Hauses als Hauptmietzins (er-
höhter Hauptmietzins) entrichteten Beträge;

b) für Objekte des Hauses, die der Vermie-
ter oder ein Wohnungseigentümer benützt, 
je Quadratmeter der Nutzfläche und Monat 
den jeweiligen Basishauptmietzins  (§ 16 
Abs. 3), 

c) für die Objekte des Hauses, die der Ver-
mieter trotz ihrer Vermietbarkeit mehr als 
sechs Monate leerstehen ließ, das Einein-
halbfache des jeweils nach lit. b anzuset-
zenden Betrages je Quadratmeter der Nutz-
fläche und Monat; die sechsmonatige Frist 
erhöht sich um ein Jahr, wenn der Vermieter 
zur Anhebung des Standards eines Mietge-
genstands nützliche Verbesserungen (§§ 4 
oder 5 Abs. 1) durchführen ließ;

d) die vom Vermieter aus der Vermietung 
oder Überlassung von Dach- oder Fassaden-
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flächen des Hauses zu Werbezwecken erziel-
ten Einnahmen;

e) die Zuschüsse, die dem Vermieter aus 
Anlaß der Durchführung einer Erhaltungs- 
oder nützlichen Verbesserungsarbeit ge-
währt wurden;

f) die im § 27 Abs. 4 genannten Beträge.

2. In der Abrechnung dürfen als Ausgaben 
ausgewiesen werden:

a) die Beträge, die aufgewendet wurden, um 
die durch Rechnungen und Zahlungsbelege 
(Quittungen) belegten Kosten der zur ord-
nungsgemäßen Erhaltung (§ 3) ausgenom-
men jener der Erhaltung von mitvermieteten 
Einrichtungsgegenständen oder nützlichen 
Verbesserung (§§ 4, 5) des Hauses durchge-
führten Arbeiten zu decken;

b) 20 vH von den durch Rechnungen und 
Zahlungsbelege (Quittungen) belegten Kos-
ten der Arbeiten, die der Vermieter in Ka-
lenderjahren, in denen von den Hauptmie-
tern des Hauses kein gemäß § 18 Abs. 2 oder 
3 erhöhter Hauptmietzins eingehoben wird, 
zur ordnungsgemäßen Erhaltung (§ 3) oder 
nützlichen Verbesserung (§§ 4, 5) des Hau-
ses aufgewendet hat;

c) die Beträge, die vom Vermieter für die 
mit dem Eigentum des Hauses verbundene 
Vermögensteuer samt Zuschlägen entrichtet 
wurden, sowie öffentliche Abgaben;

d) die zur Tilgung und Verzinsung eines 
Förderungsdarlehens des Bundes, eines Lan-
des oder eines öffentlich-rechtlichen Fonds 
oder eines von diesem geförderten Darle-
hens (Kredites) erforderlichen Beträge, so-
weit sich das Darlehen (der Kredit) nicht 
ausschließlich auf vom Vermieter benützte 
oder trotz ihrer Vermietbarkeit leerstehende 
Objekte beziehen; 

e) die angemessene Versicherung des Hau-
ses gegen Schäden und gegen die gesetzli-
che Haftpflicht des Hauseigentümers (Haft-
pflichtversicherung)

f) die in § 10 Abs. 6 dritter Satz genannten 
Beträge;

g) die Beträge, die der Vermieter für die Er-
stellung eines Energieausweises nach § 2 Z 3 
EAVG für das gesamte Gebäude aufgewen-
det hat;

h) sofern der Vermieter in dem Kalender-
jahr keine nach §§ 18 ff. erhöhten Haupt-
mietzinse vereinnahmt hat, vom Überschuss 
der Einnahmen (Z 1) über die Ausgaben (lit. 
a bis f) 35 vH bei Einkommensteuerpflicht 
oder 25 vH bei Körperschaftsteuerpflicht des 
Vermieters.

Betriebskosten

§ 21. (1) Als Betriebskosten gelten die vom 
Vermieter aufgewendeten Kosten für

1. die Versorgung des Hauses mit Wasser aus 
einer öffentlichen Wasserleitung (Wasserge-
bühren und Kosten, die durch die nach den 
Lieferbedingungen gebotenen Überprüfun-
gen der Wasserleitungen erwachsen) oder 
die Erhaltung der bestehenden Wasserver-
sorgung aus einem Hausbrunnen oder einer 
nicht öffentlichen Wasserleitung;

2. die Eichung, Wartung und Ablesung von 
Meßvorrichtungen zur Verbrauchsermitt-
lung im Sinn des § 17 Abs. 1a;

3. die auf Grund der Kehrordnung regelmä-
ßig durchzuführende Rauchfangkehrung, 
die Kanalräumung, die Unratabfuhr und die 
Schädlingsbekämpfung;

4. die entsprechende Beleuchtung der allge-
mein zugänglichen Teile des Hauses, erfor-
derlichenfalls auch des Hofraums und des 
Durchgangs zu einem Hinterhaus;

5. die im § 22 bestimmten Auslagen für die 
Verwaltung;

6. die im § 23 bestimmten angemessenen 
Aufwendungen für die Hausbetreuung.

(2) Der Vermieter darf zur Deckung der im 
Lauf eines Kalenderjahres fällig werdenden 
Betriebskosten zu jedem Zinstermin einen 
gleichbleibenden Teilbetrag zur Anrech-
nung bringen (Jahrespauschalverrechnung), 
der vom Gesamtbetrag der Betriebskosten 
des vorausgegangenen Kalenderjahres zu 
errechnen ist und im Fall einer zwischen-
zeitlichen Erhöhung von Betriebskosten um 
höchstens 10 vH überschritten werden darf. 
Der Vermieter hat die im Lauf des Kalen-
derjahres fällig gewordenen Betriebskosten 
spätestens zum 30. Juni des folgenden Ka-
lenderjahres abzurechnen; er hat die Ab-
rechnung an einer geeigneten Stelle im Haus 
zur Einsicht durch die Hauptmieter aufzu-
legen und den Hauptmietern in geeigneter 
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Weise Einsicht in die Belege - bei Belegen 
auf Datenträgern Einsicht in Ausdrucke der 
Belege - zu gewähren. Auf Verlangen eines 
Hauptmieters sind von der Abrechnung und 
(oder) den Belegen auf seine Kosten Ab-
schriften (Ablichtungen, weitere Ausdrucke) 
anfertigen zu lassen. In den Fällen einer Jah-
respauschalverrechnung beginnt die einjäh-
rige Frist zur Geltendmachung der Betriebs-
kosten mit Ablauf des Kalenderjahres zu 
laufen, in dem die Betriebskosten gegenüber 
dem Vermieter fällig geworden sind. Ergibt 
sich aus der Abrechnung ein Überschuss 
zugunsten der Hauptmieter, so ist der Über-
schussbetrag binnen 2 Monaten zurückzuer-
statten. Ergibt sich aus der Abrechnung ein 
Fehlbetrag zu Lasten der Hauptmieter, so 
haben die Hauptmieter den Fehlbetrag bin-
nen 2 Monaten zu entrichten.

(3) Fehlbeträge, die sich aus der Abrechnung 
ergeben, sind von demjenigen nachzuzah-
len, in dessen Nutzungszeitraum der jewei-
lige Fehlbetrag angefallen ist. Überschüsse 
kann nur derjenige zurückfordern, in dessen 
Nutzungszeitraum der jeweilige Überschuss 
angefallen ist. Bei einem Mieterwechsel 
während der Abrechnungsperiode sind die 
auf den Mietgegenstand entfallenden Fehl-
beträge oder Überschüsse nach gleich hohen 
monatlichen Anteilen zu verteilen.

(4) Endet ein Mietverhältnis, so hat der 
scheidende Mieter dem Vermieter seinen 
neuen Wohnsitz oder gewöhnlichen Auf-
enthalt bekanntzugeben; in diesem Fall sind 
dem Mieter die nächsten Abrechnungen, 
von denen er betroffen ist1, an die angegebe-
ne Anschrift zu übersenden. 

(5) Macht der Vermieter von der Jah-
respauschalverrechnung nach Abs. 
2 nicht Gebrauch, so hat der Mie-
ter den auf seinen Mietgegenstand ent

fallenden Anteil an den Betriebskosten an 
den Vermieter am 1. eines jeden Kalender-
monats zu entrichten, wenn ihm dessen 
Höhe vorher unter Vorlage der Rechnungs-
belege nachgewiesen wird; dabei kann der 
Vermieter jeweils die Betriebskosten in 
Anschlag bringen, die spätestens am ge-
nannten Tag fällig werden. In jedem die-
ser Fälle sind die Betriebskosten nur zu  
 
1	 Zur Erklärung: Wenn der Mieter im Februar 2015 
auszieht, dann muss er die ihn voll treffende Abrechnung 
2014 (gelegt zB April 2015) und ein Jahr später auch die ihn 
zu 2/12 treffende Abrechnung 2015 (gelegt zB April 2016) 
zugesandt bekommen.

entrichten, wenn dem Mieter deren Höhe 
wenigstens drei Tage vorher unter Vor-
lage der Rechnungsbelege nachgewiesen 
wird. Betriebskosten, deren Fälligkeit vor 
mehr als einem Jahr eingetreten ist, kön-
nen nicht mehr geltend gemacht werden.

(6) Kommt der Vermieter der im Abs. 2 aus-
gesprochenen Verpflichtung zur Legung der 
Abrechnung und Einsichtgewährung in die 
Belege nicht nach, so gilt § 20 Abs. 4.

(7) Der Bundesminister für Justiz kann 
durch Verordnung ÖNORMEN bezeichnen, 
die in besonderem Maß geeignet sind, das 
Vorliegen der Voraussetzungen für eine ord-
nungsgemäße Abrechnung nach § 21 Abs. 3 
festzustellen.

Verbotene Vereinbarungen und 
Strafbestimmungen

§ 27. […]

(6) Ein Vermieter oder ein von diesem mit 
der Vermietung oder Verwaltung des Miet-
gegenstands Beauftragter, der dem Vermie-
ter mit vollstreckbarer Entscheidung aufge-
tragene Erhaltungsarbeiten (§ 6 Abs. 1) nicht  
 
oder nur mit ungerechtfertigter Verzöge-
rung durchführt oder durchführen lässt und 
dadurch den Mieter nachteilig im Gebrauch 
des Mietgegenstands beeinträchtigt, ist vom 
Gericht mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Mo-
naten oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tages-
sätzen zu bestrafen.

(7) Ebenso ist ein Vermieter oder ein von 
diesem Beauftragter zu bestrafen, der – un-
geachtet einer vollstreckbaren Entscheidung 
auf Unterlassung – eine der in § 8 Abs. 2 
festgelegten Duldungspflichten des Haupt-
mieters in schikanöser und exzessiver Weise 
mißbraucht oder die Mieter in einer schi-
kanösen Art und Weise belästigt oder eine 
durch Dritte erfolgende Belästigung nicht 
abstellt.

(8) Ungeachtet einer Rückzahlung nach Abs. 
3 ist ein Vermieter, der einen Hauptmietzins 
vereinbart hat, der  25% oder mehr über 
dem gesetzlich zulässigen Hauptmietzins 
liegt, sofern die Tat nicht nach anderen Be-
stimmungen mit strengerer Strafe bedroht 
ist, mit einer Geldstrafe bis zu 15.000 Euro 
zu bestrafen. 

(9) Die gem. Abs. 6, 7 und 8 eingehenden 
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Geldstrafen fließen dem jeweiligen Bundes-
land, in welchem sich das betreffende Miet-
objekt befindet, zu und sind zur finanzieller 
Unterstützung sozial bedürftiger, obdach- 
oder wohnungsloser oder armutsgefährde-
ter Personen zu verwenden.

Auflösung des Mietvertrages

§ 29. (1) Der Mietvertrag wird aufgelöst

1. durch Aufkündigung,

2. durch den Untergang des Mietgegenstan-
des, wenn und soweit eine Pflicht zur Wie-
derherstellung (§ 7) nicht besteht,

3. durch Ablauf der vereinbarten Vertrags-
dauer, jedoch nur wenn

a) im Haupt- oder Untermietvertrag schrift-
lich vereinbart wurde, dass er durch den Ab-
lauf der bedungenen Zeit erlischt, und

b) bei Wohnungen die Voraussetzungen der 
Abs. 2 und 3 vorliegen. 

4. wenn der Mieter vom Vertrag vor dem 
Ablauf der bedungenen Zeit aus den Grün-
den des § 1117 des allgemeinen bürgerlichen 
Gesetzbuchs absteht,

5. wenn der Vermieter wegen erheblich 
nachteiligen Gebrauches des Mietgegenstan-
des oder wegen Säumnis bei der Bezahlung 
des Mietzinses nach § 1118 des allgemeinen 
bürgerlichen Gesetzbuchs die frühere Auf-
hebung des Vertrages fordert.

(2) Ein Mietverhältnis kann auf bestimmte 
Zeit eingegangen werden, wenn der Vermie-
ter nach Ablauf der Mietzeit die Räume als 
Wohnung für sich oder für Verwandte in 
absteigender Linie nutzen will, und er dem 
Mieter den Grund der Befristung bei Ver-
tragsschluss schriftlich mitteilt. Anderenfalls 
gilt das Mietverhältnis als auf unbestimmte 
Zeit abgeschlossen.

(3) Der Mieter eines nach Abs 2 befristeten 
Vertrages kann vom Vermieter frühestens 
vier Monate vor Ablauf der Befristung ver-
langen, dass dieser ihm binnen eines Monats 
mitteilt, ob der Befristungsgrund noch be-
steht. Erfolgt die Mitteilung später, so kann 
der Mieter eine Verlängerung des Mietver-
hältnisses um den Zeitraum der Verspätung 
verlangen. Tritt der Grund der Befristung 
erst später ein, so verlängert sich das Miet-

verhältnisses um einen entsprechenden 
Zeitraum. Entfällt der Grund, so gilt das 
Mietverhältnis als auf unbestimmte Zeit ab-
geschlossen. Die Beweislast für den Eintritt 
des Befristungsgrundes und die Dauer der 
Verzögerung trifft den Vermieter. 

(4) Im Fall eines nach Abs. 1 Z 3 befristeten 
Haupt- oder Untermietvertrags über eine 
Wohnung hat der Mieter das unverzichtbare 
und unbeschränkbare Recht, den Mietver-
trag vor Ablauf der bedungenen Zeit jeweils 
zum Monatsletzten gerichtlich oder schrift-
lich unter Einhaltung einer dreimonatigen 
Kündigungsfrist zu kündigen.

Verfahrensvorschrift

§ 37. (1) […]

2. Durchführung von Erhaltungs- oder 
Verbesserungsarbeiten (§§ 3,4 und 6) ein-
schließlich der Feststellung der Höhe des 
Ersatzanspruches (§ 8 Abs. 1a)

Entscheidung der Gemeinde

§ 39. (1) Verfügt eine Gemeinde oder be-
zirksübergreifend über mehrere Bezirke ei-
ner dieser Bezirke über einen in Mietangele-
genheiten fachlich geschulten Beamten oder 
Angestellten und rechtfertigt die Anzahl der 
dort nach § 37 Abs. 1 anfallenden Verfah-
ren die Betrauung der Gemeinde zum Zwe-
cke der Entlastung des Gerichtes, so kann 
ein Verfahren nach § 37 Abs. 1 bei Gericht 
hinsichtlich der in der Gemeinde gelegenen 
Mietgegenstände nur eingeleitet werden, 
wenn die Sache vorher bei der Gemeinde 
anhängig gemacht worden ist. 

(2) Auf welche Gemeinden oder bezirks-
übergreifend auf welche Bezirke die in Abs. 
1 genannten Voraussetzungen zutreffen, 
stellt der Bundesminister für Justiz gemein-
sam mit dem Bundesminister für Inneres 
durch Kundmachung fest.

(3) Die Gemeinde hat nach Vornahme der 
erforderlichen Ermittlungen, wenn der Ver-
such einer gütlichen Beilegung des Streites 
erfolglos geblieben ist, über den Antrag nach 
§ 37 Abs. 1 zu entscheiden. Auf das Verfah-
ren sind die Regelungen der § 8 Abs. 1, § 10 
Abs. 2, §§ 17, 25 bis 28, § 31 Abs. 1 bis 4 und 
§§ 32 bis 34 AußStrG sowie § 37 Abs. 2, Abs. 
2a, Abs. 3 Z 1 bis 12 und 18 und Abs. 4 ent-
sprechend anzuwenden; im Übrigen gilt für 
das Verfahren das Allgemeine Verwaltungs-
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verfahrensgesetz 1991. 

(4) Die Entscheidung der Gemeinde kann 
durch kein Rechtsmittel angefochten wer-
den. Sie bildet, wenn die Frist zur Anrufung 
des Gerichtes nach § 40 Abs. 1 abgelaufen 
ist, einen Exekutionstitel im Sinn des § 1 der 
Exekutionsordnung. 

(5) Die im Verfahren vor der Gemeinde 
erforderlichen Schriften, die vor ihr abge-
schlossenen Vergleiche sowie die von ihr 
ausgestellten Rechtskraftbestätigungen und 
Bescheinigungen gemäß § 40 Abs. 3 sind von 
den Stempel- und Rechtsgebühren befreit. 

Verordnung über die Lagegebietsklassen 

§ 1. (1) Auf Grund des § 15a Abs. 3 des 
Mietrechtsgesetzes sind die jeweiligen Lan-
deshauptmänner verpflichtet, für  jeden Be-
zirk in ihrem Bundesland, für Wien für die 
Gemeinde, folgende Lagegebietsklassen fest-
zulegen und diese mittels Verordnung kund-
zumachen:

a. sehr gute Lage:

b. gute Lage:

c. durchschnittliche Lage:

d. schlechte Lage:

e. sehr schlechte Lage:

(2) Jede dieser Lagegebietsklassen hat in 
ihrem Umfang mindestens 15 Prozent und 
maximal 25 Prozent des gesamten bebauten 
Gebiets des Bezirkes (in Wien: der Gemein-
de) zu umfassen.

§ 4 WEG Wirkung der Wohnungseigen-
tumsbegründung auf ein bestehendes 

Mietverhältnis

§ 4. (1) Mit der Begründung von Woh-
nungseigentum an einem vermieteten woh-
nungseigentumstauglichen Objekt geht die 
Rechtsstellung des Vermieters auf den Woh-
nungseigentümer über, dem das Wohnungs-
eigentum an diesem Objekt zukommt. 

(2) Soweit der Hauptmieter eines Woh-
nungseigentumsobjekts Geldansprüche aus 
dem Mietverhältnis, die noch aus der Zeit 
vor der Begründung des Wohnungseigen-
tums an dem von ihm gemieteten Objekt 
herrühren, gegen den Wohnungseigentümer 

auch durch Exekution nicht hereinbringen 
kann, haftet die Eigentümergemeinschaft für 
den Ausfall. 

§ 4a WEG Mietrechtliche Ansprüche des 
Mieters eines Wohnungseigentumsobjekts

Der Hauptmieter eines Wohnungseigentum-
sobjekts kann mietrechtliche Ansprüche, die 
sich auf die allgemeinen Teile der Liegen-
schaft oder auf die Liegenschaft als Gesamt-
heit beziehen, ungeachtet der Rechtsstellung 
des Wohnungseigentümers als Vermieter 
auch gegen die Eigentümergemeinschaft gel-
tend machen. 

der Mieter 
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TOPAKTUELL: SEMINARE ZUR WOHNRECHTSNOVELLE 2015

ERHALTUNGSPFLICHTEN IM MIET- UND WOHNUNGSEIGENTUMSRECHT
4. März 2015, 9.00 - 18.00 Uhr
Martin Gruber; Mag. Cornelius Riedl

INFORMATION/ANMELDUNG
Nähere Informationen zu unseren Seminaren, den Vortragenden, dem Veranstaltungsort und den Teilnahmegebühren 
entnehmen Sie bitte unserer Homepage unter www.wohnakademie.at.
Anmeldungen sind direkt über die Homepage der Wohnakademie Österreich, per E-Mail, Fax, Post oder Telefon 
möglich.

Wohnakademie Österreich
Reichsratsstraße 15, 1010 Wien

Tel: +43 1 402 32 22 04
Fax: +43 1 402 32 22 10

E-Mail: office@wohnakademie.at
Web: www.wohnakademie.at

INTENSIVSEMINAR ZUM WOHNUNGSEIGENTUMSRECHT
21. und 22. Jänner 2015, 9.00 - 18.00 Uhr
Mag. Christoph Rechberger; Mag. Cornelius Riedl; Mag. Walter Rosifka; Mag.a Barbara Seebacher

ERHALTUNGSPFLICHTEN, VERKEHRSSICHERUNGSPFLICHTEN, 
MIETZINSMINDERUNG
27. Jänner 2015, 9.00 - 18.00 Uhr
Mag. Andreas Grieb; Dr. Erich René Karauscheck; Mag. Walter Rosifka

MIETRECHT INTENSIV
19. Februar 2015, 9.00 - 18.00 Uhr
Mag. Walter Rosifka

INTENSIVSEMINAR WOHNRECHTSNOVELLE 2015
8. Jänner 2015, 9.00 - 13.00 Uhr
Mag. Cornelius Riedl; Mag. Walter Rosifka

WOHNRECHTSNOVELLE 2015 KOMPAKT UND ÜBERSICHTLICH
14. Jänner 2015, 16.00 - 19.30 Uhr
Mag. Andreas Grieb

Starten Sie gut vorbereitet ins neue Jahr! Erhalten Sie einen Überblick 

über die Neuerungen zur Erhaltungspflicht von Heizthermen und 

Wärmebereitungsgeräten sowie zu den Änderungen bei Zubehör-

Wohnungseigentum!



Der Mietzins – zweite Auflage

Zwei Experten aus der Praxis - Rechtsanwalt 
Dr. Erich René Karauscheck und 
Immobiliensachverständiger Mag. Georg Strafella -  
stellen in diesem Werk den komplexen Bereich des 
Mietzinses in all seinen Facetten komprimiert und 
übersichtlich dar.

Die Autoren analysieren aktuelle Fragen der 
Mietzinsbildung und der Überprüfung des Mietzinses 
auf seine Gesetzmäßigkeit. Die Schwerpunkte des 
Werkes liegen beim Richtwertmietzinssystem und 
beim „angemessenen Mietzins“. Es enthält einen 
Überblick über die einzelnen Zu- und Abschläge im 
Detail,  über die mietzinsrelevanten  förderrechtlichen 
Bestimmungen der einzelnen Bundesländer und 
berücksichtigt das Betriebkostenrecht. Mit Hilfe 
von Gesetzestext, Judikatur und Beispielen aus der 
Praxis werden die größten Problemstellungen bei der 
Mietzinsbildung anschaulich erläutert.

„Der Mietzins“ bietet aber viel mehr als die „Abarbeitung“ einer relativ komplizierten 
Materie. Das Werk fasst in kompakter Form einen Themenbereich zusammen, den man 
sonst mühsam aus den verschiedenen Quellen recherchieren müsste – und ist damit eine 
unverzichtbare Unterstützung für den Arbeitsalltag. 
Das im Linde Verlag erschienene Fachbuch ist aus der Sicht zweier Praktiker geschrieben, 
die mit dem Richtwertmietzins aus zwei unterschiedlichen Richtungen fast 20 Jahre 
Erfahrung haben. Über die Fachterminologie der Juristen und Sachverständigen 
hinausgehend ist es Dr. Karauscheck und Mag. Strafella gelungen, ein für alle Berufe und 
damit für die tägliche Arbeit mit anderen Berufsgruppen verständliches Buch zu schaffen. 
„Der Mietzins“ erscheint mittlerweile in der zweiten Auflage, beinhaltet die Aufarbeitung 
der neuen Judikatur und stellt daher eine Aktualisierung und Ergänzung des 2010 
erschienen Werkes dar. Zudem werden von den beiden Autoren neue Trends und 
Entwicklungen beleuchtet und erläutert.

Die Autoren:
Dr. Erich René Karauscheck ist auf Immobilienrecht spezialisiert und Partner der Themmer, 
Toth & Partner Rechtsanwälte GmbH.
Mag. Georg Strafella ist allgemein beeideter und gerichtlich zertifizierter Sachverständiger 
und auf Liegenschaftsschätzungen und Mietzinsgutachten spezialisiert.


